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Bericht 

über die XIV. Ordentliche Sitzungsperiode 
der Versammlung der Westeuropäischen Union 
vom 14. bis 18. Oktober 1968 in Paris 


Die XIV. Sitzungsperiode der Versammlung der 
WEU begann mit der Wahl des Präsidiums, bei der 
der italienische Abgeordnete Badini Confalonieri als 
Präsident und als deutscher Vizepräsident Abg. 
Kahn-Ackermann (SPD) wiedergewählt wurden. 

Im Anschluß an die Vorlage des Berichts des 
Ministerrats durch den Staatssekretär im italieni- 
schen Außenministerium, Oliva, nahm Abg. Lenze 
(Attendorn) (CDU/CSU) im Namen des Verteidi- 
gungsausschusses der Versammlung zu dem Bericht 
Stellung; er hob hervor, daß die Beziehungen zwi- 
schen dem Rat und der Versammlung zwar inten- 
siver geworden seien, daß dieser aber in einigen 
wichtigen Fragen, z. B. hinsichtlich der Reorgani- 
sation der NATO, keine präzise Antwort gegeben 
habe. Das Amt für Rüstungskontrolle sei nicht voll 
funktionsfähig, weil einige Mitgliedstaaten sich 
weigerten, ihre Nuklearproduktion einer Kontrolle 
zu unterwerfen. Auch der Ständige Rüstungsaus- 
schuß der WEU könne seinen Auftrag nur teilweise 
erfüllen, weil Westeuropa sich noch nicht zu einer 
Standardisierung der Waffen entschlossen habe, die 
nicht nur eine Senkung der Rüstungsausgaben, son- 
dern auch eine Steigerung der Effektivität der 
Waffen zur Folge haben würde. Die nationalen 
Regierungen müßten aufgefordert werden, die WEU 
zu einem wirksamen Instrument der europäischen 
Politik zu machen. 

Auch Abg. Kahn-Ackermann (SPD) bedauerte, daß 
die WEU ihrer eigentlichen Aufgabe, eine enge Bin- 
dung zwischen den kontinentalen Partnern und 
Großbritannien herzustellen, noch nicht gerecht ge- 
worden sei; Frankreich hätte allen Grund, nach den 
Ereignissen in der Tschechoslowakei seine bisherige 
Haltung zu überprüfen; der wirkliche Inhalt des 
Bündnisses sei wertlos, w»enn nicht alle Partner be- 
reit seien, sich mit der imperialistischen Ideologie 
des sowjetischen Kommunismus auseinanderzu- 


setzen. Die Bundesrepublik werde zwar als freiheit- 
lich-demokratischer Staat von den Sowjets vielleicht 
als ideelle Bedrohung des kommunistischen Systems 
empfunden, aber die Bundesrepublik habe sich jeder 
Einmischung in die inneren Auseinandersetzungen 
der kommunistischen Staaten enthalten, und die lüg- 
nerischen Beschuldigungen Moskaus hätten nur 
den Zweck, von den eigenen brutalen imperialisti- 
schen Methoden abzulenken. Kein anderer Mitglied- 
staat der WEU habe so viel Bereitschaft zur Zusam- 
menarbeit gezeigt, und die Bundesrepublik werde 
auch die Politik der Entspannung fortsetzen, wenn 
sie der Solidarität ihrer Partner sicher sei; als poli- 
tisch schwächster und militärisch gefährdetster Teil 
Westeuropas sei sie auf die Funktionsfähigkeit der 
NATO angewiesen; deshalb halte sie es für unver- 
antwortlich, einen Rückzug der USA aus der atlan- 
tischen Allianz herauszufordern. Frankreich müsse 
vor allem aufgefordert werden, den WEU-Vertrag 
so zu erfüllen, daß die Sicherheit und das Gedeihen 
Europas gewährleistet seien. 

Als Vorsitzender des Politischen Ausschusses be- 
stätigte Abg. Blumenfeld (CDU/ CSU), daß die Unter- 
richtung der Parlamentarier durch den Ministerrat 
ergiebiger geworden sei; die Information durch Mi- 
nister der nationalen Regierungen könnte aber noch 
substantieller sein; zu bedauern sei es jedoch, daß 
der Ministerrat nicht unmittelbar nach den Ereignis- 
sen in der Tschechoslowakei zusammengetreten sei; 
in diesem Augenblick hätte sich die europäische 
Solidarität bewähren können. 

In der Diskussion zu einem Bericht des nieder- 
ländischen Abg. van derStoel über den Beitritt Groß- 
britanniens zur EWG und die nächsten Etappen der 
europäischen Politik ging Abg. Dr. Schulz (Berlin) 
(SPD) davon aus, daß die europäische Politik in kur- 
zem Abstand zweimal schmerzhafte Enttäuschungen 
habe hinnehmen müssen: das erste Mal durch die 
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völlig unzureichende Reaktion auf die Ereignisse 
in der Tschechoslowakei, und das zweite Mal durch 
das Scheitern der Brüsseler Verhandlungen Ende 
September. Es müsse nun endlich Ernst gemacht 
werden mit den Vorschlägen für neue Formen einer 
gemeinsamen europäischen Politik, die vor allem 
auf den Gebieten der Außenpolitik, Sicherheitspoli- 
tik und Technologie gemeinsam mit Großbritannien 
in die Wege geleitet werden könne, ohne daß die 
Bestimmungen des EWG-Vertrags berührt würden. 
Da nach den bisherigen Erfahrungen von den be- 
stehenden Ministerräten keine entscheidenden Ini- 
tiativen zu erwarten seien, könne eine politisch 
verantwortliche unabhängige Kommission beauf- 
tragt werden, eine demokratische Föderation aller 
interessierten Staaten vorzubereiten; er halte es für 
durchaus möglich, daß eine auf diese Weise ent- 
stehende neue Gemeinschaft, die notfalls zunächst 
auch ohne Frankreich zustande kommen könne, sich 
später mit den alten Gemeinschaften so vereinigen 
werde, daß auf diese Weise jenes Europa Wirklich- 
keit werde, das heute leider noch nicht erreichbar 
zu sein scheine. 

Abg. Blumenfeld (CDU/CSU) gab als Ausschuß - 
Vorsitzender seiner Befriedigung über den Ablauf 
der Debatte, an der auch der Präsident der Europä- 
ischen Gemeinschaften, Jean Rey, und der britische 
Europaminister Lord Chalfont teilgenommen hatten, 
Ausdruck; er glaube, in den Ausführungen der fran- 
zösischen Abgeordneten einige neue Akzente wahr- 
genommen zu haben, und wünsche, daß die bevor- 
stehende Ratstagung in Rom den Weg zu konkreten 
Handlungen öffnen werde. Es sei dringend erforder- 
lich, sich noch vor Beginn der Amtsperiode eines 
neuen amerikanischen Präsidenten auf eine gemein- 
same europäische Politik zu einigen, wenn nicht die 
vitalsten Interessen Europas in Frage gestellt wer- 
den sollten. Bilateral werde in Europa schon auf vie- 
len Gebieten der konventionellen Industrie zusam- 
mengearbeitet. Jetzt komme es darauf an, diese An- 
strengungen mit höchster Dringlichkeit zusammen- 
zufassen und europäische Gemeinschaftspositionen 
zu schaffen, damit Europa noch in den Weltangele- 
genheiten mitsprechen und -handeln könne. 

Die Vorgänge in der Tschechoslowakei waren 
ein vielfach diskutiertes Thema. Sowohl der Poli- 
tische wie auch der Verteidigungsausschuß hatten 
eigene Berichte dazu vorgelegt. Abg. Dr, Schulz 
(Berlin) (SPD) wandte sich gegen die Auffassung, 
daß der Westen nach dem 21. August nicht anders 
hätte reagieren können; eine Politik ohne Alter- 
nativen sei überhaupt keine Politik. Europa in seiner 
gegenwärtigen Verfassung fordere den sowjetischen 
Imperialismus geradezu heraus, neue Ansprüche an 
den Westen zu stellen. Das optimistische Konzept 
einer Entspannungspolitik der letzten Jahre sei für 
eine absehbare Zukunft nicht mehr brauchbar; die 
nächste Runde einer möglichen Entspannung müsse 
nun vom Osten ausgehen. Wenn Europa einig und 
stark sei, könne es sowohl mit jedem verhandeln, der 
ehrlich und vorbehaltlos verhandeln wolle, wie es 
andererseits jede Bedrohung seiner Freiheit mit 
Entschiedenheit abwehren könne. 


Abg. Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) sprach dem 
tschechischen Volk seine Bewunderung für seine 
Haltung in den schweren Tagen aus. Auf die Dauer 
sei es unmöglich, den Freiheitswillen eines Volkes 
zu unterdrücken; der Kreml wisse natürlich, daß er 
mit seinen Panzern die tschechoslowakische Frage 
ebensowenig gelöst habe, wie er damit rechnen 
könne, daß seine Versuche, den Westen zu spalten, 
mit diesen brutalen Methoden zum Erfolg führen 
würden; der Westen müsse sich aber seinerseits 
klarwerden, daß nur unter Verzicht auf nationale 
Sonderwünsche eine europäische Ordnung entstehen 
könne, die den sowjetischen Imperialismus von wei- 
teren Übergriffen abhalte. Der Fortbestand der 
NATO müsse noch auf lange Zeit gesichert bleiben, 
erst dann sei es möglich, eine Friedenspolitik auf 
lange Sicht in die Wege zu leiten. 

Abg. Dr. Kliesing (CDU/CSU) stellte die Frage, 
welche Folgen die Ereignisse in der Tschechoslowa- 
kei für die Sicherheit Europas hätten; zweifellos 
habe sich die militärische Situation in Mitteleuropa 
dadurch entscheidend geändert, aber dazu komme 
die Überflügelung der europäischen Nordflanke 
durch sowjetische U-Boote und ihre Installierung im 
Atlantik und ganz besonders die Stärkung der sowje- 
tischen militärischen Position im Mittelmeer, Damit 
seien die Verteidigungsmöglichkeiten Europas er- 
heblich eingeschränkt, und militärtechnisch gesehen 
seien für die Rote Armee größere Aktionen in West- 
europa gar kein Problem mehr. Wenn sie weiter 
nach dem Westen vordringe, gebe es wahrscheinlich 
schon nach wenigen Stunden keine Frontlinie mehr, 
sondern ein unübersehbares Gewirr von Inseln bei- 
der Armeen; damit werde der Einsatz technischer 
Atomwaffen äußerst problematisch. Es bedürfe nur 
politischer Entscheidungen, um wieder einen Vertei- 
digungszustand zu erreichen, der das Risiko für 
einen potentiellen Aggressor unkalkulierbar mache; 
deshalb müsse die NATO ihre strategische Konzep- 
tion für die Verteidigung Europas den neuen Ver- 
hältnissen anpassen. Voraussetzung hierfür aber 
sei es, daß so schnell wie möglich die Blockade der 
europäischen Entwicklung überwunden werde; die 
Bundesrepublik sei zu einem angemessenen Vertei- 
digungsbeitrag jederzeit bereit, wenn ihre europä- 
ischen Partner sich entsprechend beteiligten. 

Abg. Draeger (CDU/CSU) sagte, die Ereignisse in 
der Tschechoslowakei hätten gezeigt, daß die Ab- 
hängigkeit der Ostblockstaaten von Moskau unver- 
ändert sei und daß die westliche Politik weiterhin 
mit einem zentralgelenkten Warschauer Pakt rech- 
nen müsse. Man dürfe sich jetzt keine Illusion über 
die Entspannungsbereitschaft Moskaus mehr machen; 
deshalb müsse die Abwehrbereitschaft des Westens 
verstärkt, die Organisation der atlantischen Allianz 
überprüft, die militärische Präsenz in Westeuropa 
erhöht, die Ausrüstung und Ausbildung der NATO- 
Streitkräfte verbessert und gemeinsame Großwaf- 
fensysteme entwickelt werden. Das seien die Kon- 
sequenzen, die aus dem Vorgehen der Sowjets zu 
ziehen seien. 

In einer Debatte über die Zusammenarbeit zwi- 
schen Europa und den Vereinigten Staaten von 
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Amerika sprachen neben Staatssekretär Jahn (AA) 
der Unterstaatssekretär des Außenministeriums der 
USA Katzenbach zu der Versammlung. Staatssekre- 
tär Jahn ging davon aus, daß alle amerikanischen 
Regierungen der Nachkriegszeit die europäische 
Einigung nachdrücklich gefordert hätten und daß es 
auch heute im Interesse Amerikas und Europas 
liege, wenn sie als gleichgewichtige Partner gemein- 
sam die politischen Probleme lösen würden; die 
letzten krisenhaften Monate hätten mit aller Ein- 
dringlichkeit gezeigt, wie notwendig diese Zusam- 
menarbeit sei. Der Redner hob hervor, daß sich die 
Bundesrepublik in keinem Falle in die inneren An- 
gelegenheiten der Ostblockstaaten eingemischt habe 
und daß die Sowjetregierung unterrichtet worden 
sei, wenn die Bundesrepublik mit einem Staat des 
Ostblocks Verhandlungen aufgenommen habe. Zur 
Frage der Erweiterung der Europäischen Gemein- 
schaften meinte der Redner, daß es weder der 
Mangel an Institutionen noch an konstruktiver Phan- 
tasie gewesen sei, wenn noch keine ausreichenden 
Ergebnisse erzielt worden seien, sondern daß es an 
dem politischen Willen gefehlt habe. Die Bundes- 
regierung habe eigene Vorschläge gemacht und sei 
jederzeit bereit, andere Pläne zu prüfen. 

Abg. Pöhler (SPD) ging auf die militärtechnischen 
Sicherheitsprobleme ein. Durch das atomare Patt 
habe sich zwar die militärpolitische Position der 
Vereinigten Staaten entscheidend geändert, Europa 
aber sei nach wie vor atomar bedroht, und nach der 
Besetzung der Tschechoslowakei sei die europäische 
Sicherheit noch mehr gefährdet. Die Abschreckung 
eines potentiellen Aggressors durch das atlantische 
Bündnis bleibe immer noch das einzig denkbare 
Verteidigungsmodell; ohne die Vereinigten Staaten 
könne gegenwärtig der Friede und die freiheitliche 
Ordnung des Westens nicht gesichert werden; des- 
halb sei heute mehr denn je die Stärkung des atlan- 
tischen Bündnisses das Gebot der Stunde. 

Im Anschluß an die Ausführungen des amerika- 
nischen Unterstaatssekretärs Katzenbach stellten 
die Abg. Blumenfeld (CDU/CSU), Lenze (Attendorn) 
(CDU/CSU) und Draeger (CDU/CSU) Fragen, die sich 
auf die europäische Sicherheitspolitik bezogen und 
die dahin gehend beantwortet wurden, daß die USA 
ihren Verpflichtungen in Europa jederzeit nachkom- 
men würden, wenn die Europäer selbst bereit seien, 
den ihnen zukommenden Beitrag zu leisten. 

In der Debatte über Verteidigungsfragen, der ein 
Bericht des britischen Abg. Dodds-Parker über den 
„Stand der europäischen Sicherheit — taktische 
nukleare Waffen und die Verteidigung Europas" zu- 
grunde lag, sprachen Bundesverteidigungsminister 
Dr. Schröder und der Generalsekretär der NATO, 
Brosio. Minister Dr. Schröder hob die politische Be- 
deutung der Westeuropäischen Union hervor, der 
eine besondere politische Rolle gerade in Zusam- 
menhang mit der jüngsten Entwicklung im War- 
schauer Pakt sowie hinsichtlich der europäischen 
Zusammenarbeit und der Beziehungen zwischen 
Europa und den USA im Rahmen der NATO zu- 
komme; nicht die Zielsetzung, aber die Methoden in 
unserem Verhalten dem Osten gegenüber müßten 
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neu überdacht werden-, die Wirksamkeit unserer 
Abschreckung sei zu überprüfen. Bisher habe sich 
die Allianz als wirksamer Schutz gegen Aggressio- 
nen erwiesen; die Nukleare Planungsgruppe der 
NATO arbeite aber bereits an neuen Einsatzricht- 
linien, ohne daß auf einen weiteren Ausbau der 
konventionellen Verteidigung verzichtet werden 
dürfe. Es habe sich gezeigt, daß sich die Absichten 
eines potentiellen Gegners rasch verändern könn- 
ten; dem müsse jetzt ebenso Rechnung getragen 
werden wie der neu zu überdenkenden Frage der 
Vorwarnzeiten. Es gebe keinen Grund, an der Be- 
reitschaft der USA zu zweifeln, gegebenenfalls 
Nuklearwaffen einzusetzen. Man könne davon aus- 
gehen, daß die Doktrin der flexiblen Strategie bei 
einer Ausweitung der sowjetischen Invasion vom 
21. August auf NATO-Gebiet eine angemessene Re- 
aktion garantiert hätte, aber nicht so unbedingt sei 
die Frage zu bejahen, ob im Ernstfälle genügend 
Streitkräfte am richtigen Ort vorhanden gewesen 
seien. Eine Analyse der Ereignisse sei noch im 
Gange, aber weitreichende politische Entscheidun- 
gen stünden bevor, namentlich hinsichtlich der Zu- 
kunft der atlantischen Allianz; sie sei nur gesichert, 
wenn alle Partner zu dergleichen Verteidigungsan- 
strengungen bereit seien. Truppenverminderungen 
könnten erst nach Vereinbarungen zwischen Ost 
und West erwogen werden. 

Abg. Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) ging auf die 
Frage der Glaubwürdigkeit der flexiblen Reaktion 
ein; sie sei einer der entscheidenden Faktoren für 
die Verteidigung der westlichen Welt; aber wahr- 
scheinlich sei sie noch nicht zu Ende gedacht; vor 
allem aber sei der Westen auf konventionellem Ge- 
biet dem potentiellen Gegner zweifellos noch unter- 
legen. Für die Effektivität unserer Verteidigung 
sei die Einheit Europas die unabdingbare Voraus- 
setzung; da das Ausmaß der Bedrohung heute von 
niemandem mehr unterschätzt werde, könne sich 
die freie Welt keine Illusionen mehr leisten; nicht 
nur Mitteleuropa, sondern auch der Nahe Osten 
müsse in die Überlegungen einbezogen werden. Un- 
ter diesen Umständen sei eine Verringerung der 
Truppen ebensowenig zu verantworten wie eine 
Schwächung oder Reduzierung der NATO. 

Abg. Pöhler (SPD) machte auf die Gefahren auf- 
merksam, die beim Einsatz nuklearer Waffen ein- 
treten könnten; konventionelle Kampfverbände 
seien auch ohne Atomwaffen einsatzfähig; die Bun- 
desrepublik habe bereits auf den Besitz nuklearer 
Waffen verzichtet, im atlantischen Bündnis müsse 
jedoch eine nukleare Abschreckung solange vor- 
handen sein, wie der potentielle Gegner über sie 
verfüge; der Einsatz nuklearer Mittel könne ver- 
hindert werden, solange ausreichende konventio- 
nelle Streitkräfte vorhanden seien; deshalb müsse 
für eine verstärkte Effektivität konventioneller 
Verbände in Zentraleuropa Sorge getragen werden; 
die Bundesrepublik sei zwar der gefährdetste Be- 
reich der atlantischen Allianz, aber die hier statio- 
nierten NATO-Truppen hätten nicht nur Deutsch- 
land, sondern die Sicherheit und Freiheit der Le- 
bensordnung des ganzen Westens zu verteidigen; 
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deshalb sei die Frage des Devisenausgleichs von 
allen Partnern gemeinsam zu lösen. 

Als Berichterstatter des Ausschusses für Wissen- 
schaft, Technik und Raumforschung legte Abg. Flä- 
mig (SPD) einen Bericht über die Aussichten für die 
wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit 
der Mitgliedsländer vor; er ging davon aus, daß die 
Bilanz des Erreichten wenig ermutigend sei; mail 
wisse zwar, daß die technologische Lücke Europas 
beunruhigend sei, aber Schlußfolgerungen seien bis 
jetzt nicht gezogen worden; im Gegenteil wollten 
einige Länder sich aus ELDO und ESRO zurück- 
ziehen, weil ihrer Meinung nach die bisherige Ent- 
wicklung unwirtschaftlich sei; die Ursachen für alle 
Schwierigkeiten lägen in erster Linie an der 
mangelnden Bereitschaft zur Zusammenarbeit. 
Außerdem fehle es in Europa an einer gemeinsamen 
Industriepolitik, die die Wissenschafts- und For- 
schungspolitik ergänzen müsse; ohne eine umfas- 
sende politische Konzeption bestehe keine Aussicht, 
sich dem gegenwärtigen Stand von Forschung und 
Entwicklung bei den Großmächten anzunähern, die 

Der Sprecher 

Dr. Klaus-Peter Schulz MdB 


ihrerseits nicht daran interessiert seien, die Euro- 
päer auf diesen Gebieten nachhaltig zu fördern. Da 
eine umfassende europäische Organisation für Wis- 
senschaft und Technologie und Weltraumforschung 
zwar angestrebt, aber vorerst nicht erreicht werden 
könne, solle zunächst ein Komitee aus Regierungs- 
experten gebildet werden, das Richtlinien für eine 
europäische Wissenschafts- und Industriepolitik zu 
erarbeiten und für die Koordinierung der Pro- 
gramme zu sorgen habe. 

Bei der Neukonstituierung der Ausschüsse wur- 
den folgende deutsche Abgeordnete gewählt; Abg. 
Blumenfeld (CDU/CSU) als Vorsitzender des Poli- 
tischen Ausschusses, Abg. Dr. Kempfier (CDU/CSU) 
als Vorsitzender des Geschäftsordnungsausschusses 
und Abg. Dr. Schulz (Berlin) (SPD) als Vorsitzender 
der Arbeitsgruppe für die Zusammenarbeit mit den 
nationalen Parlamenten. Abg. Dr. Kliesing (CDU/ 
CSU) wurde zum Vorsitzenden der Christlich-Demo- 
kratischen Fraktion und Abg. Dr. Schulz (Berlin) 
(SPD) zum stellvertretenden Vorsitzenden der So- 
zialistischen Fraktion der Versammlung gewählt. 


Der Stellvertretende Sprecher 

Dr. Günther Serres MdB 
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